
Wahrheit ist eine unabdingbare Voraussetzung sowohl 
für eine juristisch richtige und daher überzeugende 
und gesellschaftlich wirksame Entscheidung als auch 
für eine solche gütliche Beilegung des Rechtsstreits, die 
der sozialistischen Gesetzlichkeit entspricht. Es wider­
spricht dem in allen Stadien des Verfahrens gelten­
den Prinzip der Wahrheitserforschung, einen bestimm­
ten Abschnitt der Wahrheitsermittlung, nur weil er in 
eine bestimmte Form, nicht aber mehr in ein beson­
deres Verfahren gekleidet ist, gebührenrechtlich be­
sonders hervorzuheben.

Der Entwurf eröffnet den Parteien die Möglichkeit, 
die Kosten zu verringern oder sogar wegfallen zu 
lassen, wenn sie selbst ihren Konflikt lösen. Dieser 
Grundsatz durchzieht das gesamte Kostenrecht und 
ist für das allgemeine Verfahren, das Beschlußver­
fahren (Verfahren über eine Zahlungsaufforderung, 
über eine einstweilige Anordnung außerhalb eines an­
hängigen Verfahrens und zur Beweissicherung) und 
auch für die Vollstreckung charakteristisch. Damit soll 
die freiwillige und bewußte Einhaltung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit auf der Grundlage der weitest­
gehenden Übereinstimmung persönlicher und gesell­
schaftlicher Interessen auch vermittels des Kosten­
rechts stimuliert werden. Bei Klagerücknahme, Eini­
gung, Abschluß des Verfahrens auf andere Weise oder 
Aussöhnung der Parteien innerhalb eines Eheschei­
dungsverfahrens wird unter Berücksichtigung der bis­
herigen gerichtlichen Vorbereitungen nur eine halbe 
Verfahrensgebühr erhoben. Im Falle der Scheidung 
oder Nichtigkeit einer Ehe sollen die Parteien auch 
damit zur Regelung ihrer fakultativen Ansprüche an­
gehalten werden, daß für die gerichtliche Entscheidung 
über diese mit der Ehesache verbundenen Ansprüche 
gebührenrechtlich eine Freigrenze bis zu 4 000 M vor­
gesehen wird.
Gegenwärtig besteht für die Gerichtsgebühren eine 
stark degressive Staffelung, wobei die hohen Streit­
werte außerordentlich begünstigt sind. Bei der Neu­
gestaltung des Kostenrechts kommt es darauf an, 
klare, überschaubare Regelungen zu schaffen und bei 
der Bestimmung der Berechnungsgrundlage für die 
Gebühren eine Lösung zu Anden, die sozialistischen Prin­
zipien entsprechend auch den Umfang der notwendi­
gen gerichtlichen Tätigkeit sowie den damit verbunde­
nen materiellen Aufwand berücksichtigt. So sieht die 
künftige Gebührenstaffelung vor, daß bei einem Wert 
bis 200 M eine Gebühr 8 M beträgt und darüber immer 
3°/0 des Wertes. Soweit sich der Gebührenwert auf 
mehr als 200 M beläuft, ist er jeweils auf volle 500 M 
aufzurunden. Auf diese Weise wird eine denkbar ein­
fache Berechnungsart erreicht. So beträgt z. B. bei einem 
Anspruch von 1 300 M der Gebührenwert 1 500 M, die 
Gerichtsgebühr also 45 M. Nebenforderungen, wie Zin­
sen und Kosten, bleiben bei der Wertberechnung un­
berücksichtigt.
Der Gebührenwert ist unverzüglich nach Eingang einer 
Klage, spätestens jedoch bei Beendigung der Instanz 
durch das Gericht festzusetzen.

Für das Rechtsmittelverfahren finden die gleichen Ge­
bührensätze Anwendung wie im erstinstanzlichen Ver­
fahren. Der Gebührenwert selbst richtet sich nach dem 
Umfang des Rechtsmittelbegehrens. Wird die Berufung 
zurückgenommen oder verworfen, so wird eine halbe 
Verfahrensgebühr erhoben. Eine solche Gebühr wird 
auch im Beschwerdeverfahren fällig. Bei einer Zurück­
verweisung an die untere Instanz wird für das Rechts­
mittelverfahren keine Urteilsgebühr erhoben. Das wei­
tere Verfahren vor dem unteren Gericht bildet mit dem 
früheren eine Instanz, so daß hierfür keine weiteren 
Gebühren berechnet werden.

Zur Vorauszahlungspflicht

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß mit Einrei­
chung der Klage oder des Antrags auf Einleitung eines 
Verfahrens die Verfahrensgebühr einzuzahlen ist. Vor 
Einzahlung der Gebühr soll kein Termin bestimmt wer­
den. Das gilt nur dann nicht, wenn ein Antrag auf Er­
laß einer einstweiligen Anordnung auf Zahlung eines 
Gerichtskostenvorschusses gestellt worden ist. Damit 
soll das Interesse der Parteien, durch rechtzeitige Vor­
auszahlung der Verfahrensgebühr eine baldige Klärung 
des Streitfalls zu erreichen, sinnvoll für eine verein­
fachte und rationelle Kosteneinziehung durch das Ge­
richt genutzt werden.
Gleiche Gesichtspunkte treffen für die zur Rechtsver­
folgung notwendigen Auslagen zu. Auch hier sieht 
der Entwurf vor, daß das Gericht von den Parteien 
notwendige Auslagenvorschüsse anzufordern hat; es 
kann eine Beweisaufnahme von der Einzahlung eines 
solchen Vorschusses abhängig machen. Oberstes Prinzip 
ist aber auch hier, daß ein Bürger durch die Voraus­
zahlungspflicht nicht in seiner Rechtsverfolgung oder 
-Verteidigung beschränkt werden darf. Der Verfah­
rensablauf und insbesondere die Erforschung der 
Wahrheit dürfen im Interesse der Rechtssicherheit aus 
Kostengründen keinerlei Einschränkungen erfahren. 
Weist eine Partei nach, daß sie nicht über die zur 
Durchführung des Verfahrens erforderlichen Geldmittel 
verfügt und erscheint die beabsichtigte Rechtsverfol­
gung oder Rechtsverteidigung nicht offensichtlich aus­
sichtslos, so hat das Gericht sie auf Antrag von der 
Vorauszahlungspflicht ganz oder teilweise zu befreien. 
Diese Befreiung kann mit der Beiordnung eines Rechts­
anwalts verbunden werden, wenn dies zur sachgemä­
ßen Wahrnehmung der Rechte einer Partei (z. B. wegen 
tatsächlicher oder rechtlicher Kompliziertheit des 
Rechtsstreits) erforderlich ist. Dem beigeordneten 
Rechtsanwalt sind Gebühren und Auslagen aus dem 
Staatshaushalt zu erstatten und entsprechend der Ko­
stenentscheidung von der anderen Partei wieder ein­
zuziehen. Dies gilt auch für die Gerichtskosten, wenn 
die Partei zur Nachzahlung in der Lage und dies in­
nerhalb der Verjährungsfrist vom Gericht angeordnet 
ist.

Zur Kostenentscheidung

In allen Fällen der Beendigung eines Verfahrens hat 
das Gericht von Amts wegen über die Kosten zu ent­
scheiden, es sei denn, daß die Parteien in den im Ge­
setz möglichen Fällen (z. B. bei einer Einigung) selbst 
eine Vereinbarung über die Kosten getroffen haben. 
Leitender Grundsatz für die gerichtliche Entscheidung 
ist, daß derjenige die Verfahrenskosten zu tragen hat, 
der in der Sache unterlegen ist oder Versäumnisse 
schuldhaft verursacht hat. Der Entwurf räumt jedoch 
auch die Möglichkeit ein, dem obsiegenden Kläger die 
Kosten ganz oder teilweise aufzuerlegen, wenn der 
Verklagte zur Klageerhebung keine Veranlassung ge­
geben hat und eine solche Auferlegung der Kosten den 
Umständen nach gerechtfertigt ist. Die Verpflichtung 
zur Zahlung der Verfahrenskosten durch eine Partei 
kann auch ausgesprochen werden, wenn trotz teilwei­
sen Obsiegens und Unterliegens die Zuvielforderung 
der anderen Partei verhältnismäßig gering war und 
keine oder nur verhältnismäßig geringe Mehrkosten 
veranlaßt hat oder wenn die Höhe der Forderung von 
einer gerichtlichen Schätzung oder einer Ermittlung 
durch Sachverständige abhing.
Wird die Klage zurückgenommen, so hat das Gericht 
dem Kläger die Kosten des Verfahrens durch unan­
fechtbaren Beschluß aufzuerlegen. Hingegen ist bei Er­
ledigung der Hauptsache über die Kosten unter Be-
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